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Landkreis Peine
Der Landrat

Protokoll
14. Sitzung des Kreistages des Landkreises Peine

Sitzungstermin: Freitag, 07.06.2019

Raum, Ort: Aula des Ratsgymnasiums, Burgstraße 2, 31224 Peine

Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr

Sitzungsende: 18:05 Uhr

Anwesende:

Vorsitz

 Herr  Hartmut Marotz

Mitglieder

 Herr  Franz Einhaus
 Herr  Matthias Möhle
 Herr  Rainer Röcken
 Herr  Hans-Hermann Baas
 Herr  Maik Burgdorf
 Frau  Monika Heilmann-Eschemann
 Herr  Frank Hoffmann
 Herr  Rüdiger Lampe
 Herr  Christoph Moritz
 Frau  Nadine Muthmann
 Frau  Simone Pifan
 Herr  Carsten Rieck
 Frau  Miriam Riedel-Kielhorn
 Herr  Ulrich Seffer
 Herr  Uwe Semper
 Frau  Christine Spittel
 Herr  Werner Welzel
 Herr  Björn Busse
 Herr  Carsten Heuer
 Frau  Christine Heuer
 Herr  Heiko Jacke
 Herr Dr. Christof Klinke
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 Herr  Michael Kramer
 Herr  Karsten Könnecker
 Frau  Rebecca Mittal
 Herr  Georg Raabe
 Herr  Carsten Rauls
 Frau  Doris Maurer-Lambertz
 Herr  Heiko Sachtleben
 Frau  Rosemarie Waldeck
 Herr  Bernd Jakubowski
 Herr  Jürgen Rubin
 Herr  Malte Cavalli
 Herr  Waldemar Hänsel
 Herr  Karl-Heinrich Belte
 Herr  Christoph Hauschke
 Herr  Dieter Samieske
 Frau  Ilse Schulz

Protokollführung

 Frau  Katja Schröder

Verwaltung

 Herr Dr. Detlef Buhmann
 Herr  Harald Friehe
 Herr  Henning Heiß
 Herr  Fabian Laaß
 Herr  Christian Mews
 Herr  Frank Scharenberg
 Frau  Sandra Scherneck Vertretung für: Herrn Toni Bieband

 Frau  Silke Tödter
 Herr  Patrick von Heydebreck

Entschuldigte:

Mitglieder

 Frau  Doris Meyermann Verhinderung

 Frau Dr. Katrin Esser-Mönning Verhinderung

 Herr  Wilhelm Laaf Verhinderung

 Herr  Romec Manns Verhinderung

 Herr  Holger Meyer Verhinderung

 Herr  Jens Zielsdorf Verhinderung

 Herr  Hans-Werner Fechner Verhinderung

 Herr  Stephan Nitsch Verhinderung

 Herr  Arnim Plett Verhinderung

 Frau  Silke Weyberg Verhinderung

 Herr  Andreas Tute Verhinderung

 Herr  Oliver Westphal Verhinderung
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Verwaltung

 Herr  Toni Bieband Verhinderung
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Tagesordnung

Öffentlicher Teil:

1 Eröffnung der Sitzung
2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Beschlussfähig-

keit und der Tagesordnung
3 Einwohnerfragestunde
4 2. Nachtragshaushalt 2019
5 Bericht des Landrates
6 Anfragen und Anregungen

Protokoll

Öffentlicher Teil:

1 . Eröffnung der Sitzung

Kreistagsvorsitzender Marotz eröffnet die Sitzung und begrüßt die anwesenden Kreistagsab-
geordneten, die Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung, die zahlreichen Zuhörerinnen 
und Zuhörer sowie die Presse.

2 . Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Beschlussfähigkeit und der 
Tagesordnung

Kreistagsvorsitzender Marotz stellt die ordnungsgemäße Ladung fest und erklärt, dass 38 
Kreistagsabgeordnete und der Landrat anwesend sind. Die Beschlussfähigkeit ist somit ge-
geben.

Kreistagsvorsitzender Marotz erklärt, dass folgende Tagesordnung vorgesehen sei:
1. Eröffnung der Sitzung
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der Beschlussfähigkeit und der 

Tagesordnung
3. Einwohnerfragestunde
4. 2. Nachtragshaushalt 2019
5. Bericht des Landrates
6. Anfragen und Anregungen
Für einen nichtöffentlichen Sitzungsteil sei keine Notwendigkeit gegeben.

Der Kreistag stellt diese Tagesordnung im Anschluss einstimmig fest.

3 . Einwohnerfragestunde
Manfred Reichel aus Peine bittet um die Beantwortung folgender Fragen:

1.Der Landkreis beabsichtige, zur Rettung des Klinikums Peine 30 Millionen Euro an Kredi-
ten und Bürgschaften aufzubringen. Seien mit dieser enorm hohen Summe alle Risiken und 
Zukunftsinvestitionen abgedeckt?
2.In welchen Positionen des Haushaltes könne der Landkreis Kürzungen vornehmen, um 
aus eigener Kraft das finanzielle Notopfer Klinikum zu minimieren? Und gebe es dafür be-
reits Einsparungsüberlegungen, beziehungsweise konkrete Kürzungsvorschläge?
3.Von 2019 bis 2024 werde der Landkreis den kreisangehörigen Kommunen (Stadt und 
Landgemeinden) knapp 25 Millionen Euro an Betriebskostenzuschüssen für Kindergarten-
plätze zahlen. Würden sich bei dieser freiwilligen Kreisleistung nicht Kürzungen zu Gunsten 
der Klinikum-Rettung anbieten?
4.Allein die Stadt Peine bekäme knapp 50 Prozent der gesamten Betriebskostenzuschüsse 
für Kita-Plätze im Zeitraum 2019 bis 2024. Wäre hier nicht eine vertretbare Kürzung ange-
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zeigt, zumal die Stadt Peine nur sieben Millionen Euro zur Klinikum-Rettung beisteuern wol-
le? Ein Betrag, der nach Ansicht des Landkreises viel zu niedrig sei?
5.Sehe die geltende Vereinbarung über die Betriebskostenzuschüsse zwischen Kreis und 
kreisangehörigen Gemeinden vor, in besonderen Notfällen das Gesamtvolumen von rund 25 
Millionen Euro zu reduzieren? Und seien diese Notfälle in der Vereinbarung eigens benannt?

Kreistagsvorsitzender Marotz sagt eine schriftliche Stellungnahme von der Kreisverwaltung 
zu. Herr Reichel bittet in diesem Zusammenhang, die Antworten auf die jeweiligen Fragen 
aufzuteilen.

Alfred Hoppe erklärt, dass der in der Presse genannte Schuldenberg des Klinikums Peine in 
nicht vertretbar sei. Leider sei in der Presse bisher nicht zu lesen gewesen, wie diese Ver-
schuldung zustande gekommen sei. Sei von der Vermutung auszugehen, dass die betriebs-
wirtschaftlichen Ergebnisse der einzelnen medizinischen Stationen unzureichende Ergebnis-
se bei der Gegenüberstellung des Personalaufwandes erbracht hätten? Und inwieweit sei es 
möglich, mit anderen Krankenhäusern zusammenzuarbeiten?

EKR Heiß entgegnet, dass das Klinikum bereits seit vielen Jahren in einer wirtschaftlich 
schwierigen Situation sei. Die Gründe hierfür seien vielseitig. Zum einen liege dies am Ge-
sundheitsfinanzierungssystem insgesamt und auch an der besonderen Lage des Peiner Kli-
nikums in diesem Raum mit einer hohen Konkurrenz, zum anderen gebe es jedoch auch 
hausgemachte Gründe, die darin lägen, dass dem Peiner Klinikum in den vergangenen Jah-
ren aus Celle heraus nicht die nötige Aufmerksamkeit geschenkt worden sei. Viel entschei-
dender sei jedoch heute, das Klinikum Peine in eine Zukunft zu führen. Nach den aktuellen 
Prognosen sei das Haus vom Grundsatz her auf einem guten Weg.
Eine Zusammenarbeit mit anderen Krankenhäusern sei ein Punkt, der in den nächsten Ta-
gen erörtert werde. Sofern eine Zusammenarbeit mit  dem Klinikum Braunschweig vorstell-
bar sei, müsse jedoch geprüft werden, inwiefern es möglich sei, das Peiner Klinikum aus 
dem AKH herauszulösen.

Im Hinblick auf die Anfrage von Herrn Reichel erklärt EKR Heiß, dass es nicht möglich sei, 
im Vorfeld alle Risiken abzudecken.

Thorsten Bock bittet um die Beantwortung folgender Fragen:

1.Sei durch die Privatisierung des Peiner Kreiskrankenhauses die gewünschte finanzielle 
Entlastung erfolgt oder sei möglicherweise dadurch ein höheres Defizit in der Kreiskasse 
entstanden, da dem Investor Zuschüsse zum Erhalt des Klinikstandortes in immenser Höhe 
gezahlt worden seien, die möglicherweise die Verluste eines Kreiskrankenhauses wie gehabt 
übertreffen würden?
2.Inwiefern könnten die Gründe der Verluste des Krankenhausbetriebes an übertriebenen 
Sparmaßnahmen liegen, welche ein so krankhaftes Gesundheitssystem geschaffen hätten, 
dass die durch wirtschaftliche Sparvorgaben in Behandlungsfabriken umgewandelten Kran-
kenhäuser nur gewinnbringende Behandlungen für kranke Bürgerinnen und Bürger zulassen 
würden?

EKR Heiß erklärt, dass in Zusammenhang mit dem ursprünglichen Kaufvertrag in der Tat 
Investitionsverpflichtungen für Celle und auch Peine festgelegt worden seien. Diese seien 
aber Vergangenheit. Darüber hinaus seien in den letzten Jahren bis Ende Dezember 2018 
seitens des Landkreises Peine keine weiteren Zahlungen erfolgt. Die zweite Frage zum Ge-
sundheitssystem gehe leider über die Kompetenz des Landkreises Peine hinaus. Zudem 
ändere dies nichts an der jetzigen Situation.

Weitere Fragen von Seiten der Einwohnerinnen und Einwohner liegen nicht vor.

Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig

Ja-Stimmen: Nein-Stimmen: Enthaltung/en:
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4 . 2. Nachtragshaushalt 2019
Vorlage: 2019/490

Landrat Einhaus betont, dass es heute darum gehe, einen Grundsatzbeschluss herbeizufüh-
ren, der auch als ein eindeutiges Zeichen sowohl an die AKH-Gruppe in Celle als auch an 
das Klinikum Peine und die Bevölkerung verstanden werden solle. Der Landkreis Peine sei 
bereit, das Klinikum Peine in eine gute Zukunft zu führen. Dies sei eine hochkomplexe und 
schwierige Herausforderung. Aufgrund der Zeitabläufe, die von Seiten Celles abverlangt wür-
den, könnten nicht alle der ursprünglichen geplanten Beschlussvorschläge heute verabschie-
det werden. Hierzu müssten zunächst weitere Informationen vorliegen. Insofern schlage der 
Kreisausschuss vor, heute einen Nachtragshaushalt zu verabschieden, der auf alle Eventua-
litäten vorbereite, die in diesem Kontext entstehen könnten. Zudem solle das bereits gewähr-
te Darlehen in der Rückzahlungsverpflichtung verlängert werden. Darüber hinaus solle der 
bereits im Haushalt verankerte Betrag von weiteren zwei Millionen Euro bis spätestens 18. 
Juni 2019 zur Auszahlung gebracht werden, um genügend zeitlichen Spielraum zu erhalten, 
gemeinsam mit der AKH-Gruppe die noch offenen Fragen sorgfältig abarbeiten zu können. 
Am Ende solle dann möglichst eine Entscheidung stehen, die die notwendigen finanziellen 
Voraussetzungen schaffe, um das Peiner Klinikum mit guter Qualität in die Zukunft zu füh-
ren.

KTA Hoffmann dankt der Kreisverwaltung, insbesondere Landrat Einhaus und EKR Heiß, für 
die in den letzten Tagen und Wochen durchgeführten Verhandlungen und Gespräche, die 
deutlich über das Maß eines normalen Verwaltungshandelns hinausgegangen seien. Die 
wichtigste Botschaft des heutigen Tages an die Bevölkerung, aber auch an die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Klinikums Peine sei, dass der Landkreis Peine zum Klinikum stehe 
und mit diesem Nachtragshaushalt die haushalterischen Voraussetzungen geschaffen wür-
den, um das Klinikum Peine erhalten zu können. Wie allerdings der Weg dahin aussehe, 
werde heute nicht festgelegt. Es sei nach dem heutigen Beschluss jedoch möglich, jeden 
denkbaren Weg zu gehen.

KTA Sachtleben erklärt, dass es ihm widerstrebe, einen Beschluss zu fassen, mit dem eine 
solche hohe Summe Geld zur Verfügung gestellt werde, ohne wirklich feste Fakten für eine 
Beschlussgrundlage zu haben. Und doch sei dieser Beschluss unumgänglich. Daher werde 
die Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen auch als Bekenntnis zum Klinikum Peine zu-
stimmen.
KTA Sachtleben dankt zudem der Kreisverwaltung für die vorliegende Beschlussvorlage, die 
mit Sachverstand und Augenmaß formuliert worden sei. Dass der Landkreis bereit sei, hier 
ein finanzielles Risiko einzugehen, sei ein deutliches Zeichen gegenüber den Verhandlungs-
partnern und zeige darüber hinaus den Bürgerinnen und Bürgern den Willen zum Erhalt des 
Klinikums Peine. Derzeit kämpfe der Landkreis für eine Grund- und Regelversorgung des 
Klinikums Peine. Dies sei aus Sicht der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen jedoch 
nicht ausreichend, da die Frauenheilkunde hierbei nicht berücksichtigt werde. Wünschens-
wert sei aus seiner Sicht, dass bei Gesprächen hinsichtlich des Herauslösens des Klinikums 
Peine aus der AKH-Gruppe nicht nur die Weichen in Richtung des kommunalen Klinikums 
Braunschweig festgelegt würden, sondern auch andere Wege ins Auge gefasst würden, um 
das Klinikum Peine in kommunaler Regie zu führen.
KTA Sachtleben weist zudem darauf hin, dass die notwendigen Finanzmittel, die heute er-
neut dem Klinikum Peine zur Verfügung gestellt würden, der Kreisverwaltung an anderer 
Stelle sicherlich fehlen würden. Dies werde sich bei den nächsten Haushaltsberatungen zei-
gen. Geld alleine würde das Klinikum Peine jedoch nicht retten. Es sei auch wichtig, dass 
das Klinikum Peine deutlich besser im Anwahlverfahren durch die Bürgerinnen und Bürger 
abschneide.

KTA Samieske zeigt sich erfreut, dass der jetzige Beschlussvorschlag lediglich die Punkte 1 
bis 3 beeinhalte. Wichtig sei, dass Klinikum Peine für die Bürgerinnen und Bürger weiter zu 
erhalten. Für KTA Samieske stehe dabei im Vordergrund, dass der Landkreis das Klinikum 
Peine wieder übernehme und dort nicht nur eine Grund- und Regelversorgung anbiete, son-
dern eine breitere Aufstellung von Leistungen vorhalte. Das Klinikum Peine solle, so KTA 
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Samieske, zukünftig neben der Vorhaltung von einer breiteren Leistungspalette auch den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gute Arbeitsbedingungen bieten.
Die Zugehörigkeit des Klinikums Peine zur AKH-Gruppe sollte aus seiner Sicht mit einem 
großen Fragezeichen versehen werden. Dies zeige die derzeitige Situation, zumal bis heute 
nicht darüber aufgeklärt worden sei, wie es überhaupt zu dieser finanziellen Schieflage hätte 
kommen können und wer dafür zur Verantwortung gezogen werden könne.
Aus Sicht von KTA Samieske, sollte der Landkreis die erforderlichen Finanzmittel für sein 
eigenes Klinikum zur Verfügung stellen. Deshalb plädiere er nochmals für eine Übernahme 
des Klinikums durch den Landkreis.

KTA Cavalli stellt fest, dass es für dieses Thema keine einfache Lösung gebe. Jede Variante 
sei mit erheblichen Risiken behaftet. Für ehrenamtliche Politikerinnen und Politiker sei es 
daher schwierig, die richtige Variante zu finden. Da die Banken sich zurückgezogen hätten, 
sei eine wirtschaftliche Fortführung des Klinikums höchstwahrscheinlich nicht möglich. Im 
Gegensatz zum Kreistag hätten die Banken umfangreiche Zahlen vorliegen und die dafür 
ausgebildeten Personen, diese auch auszuwerten. Hinzu kämen erhebliche Missstände in 
der Geschäftsführung und in den Aufsichtsgremien, denn scheinbar seien Investitionskredite 
zum Stopfen von Liquiditätsengpässen zweckentfremdet, finanzielle Leistungen zwischen 
den Häusern Celle und Peine fehlgebucht und Luftbuchungen potentiell ausstehender Zah-
lungen der Krankenkassen vorgenommen worden. Das Ganze summiere sich auf einen 
zweistelligen Millionenbetrag.
KTA Cavalli betont, dass eine Zusammenarbeit mit den dafür Verantwortlichen daher nicht 
mehr in Betracht komme.
Die Krankenhausversorgung sei eine kommunale Aufgabe, der sich der Landkreis auch stel-
len werde. Aus Sicht der FDP-Kreistagsfraktion könne der Landkreis Peine in der heutigen 
Zeit das Klinikum nicht selbst betreiben. Wahrscheinlich sei aufgrund des Einzugsbereiches 
auch keine medizinische Vollversorgung denkbar. Es müsse daher ein seriöser und in der 
Führung von Krankenhäusern erfahrener neuer Partner gefunden werden, der zukünftig viel-
leicht finanziell konstant vom Landkreis unterstützt werde sollte. Wichtig sei es, das Klinikum 
Peine als Standortfaktor für die Stadt und auch den Landkreis Peine zu erhalten. Die FDP-
Kreistagsfraktion bevorzuge eine Kooperation mit dem Klinikum der Stadt Braunschweig.
KTA Cavalli dankt zum Ende seiner Ausführungen Landrat Einhaus und der Kreisverwaltung 
für die geleistete Arbeit und erklärt, dass die FDP-Kreistagsfraktion dem Beschlussvorschlag 
zustimmen werde.

KTA Kramer fragt zunächst nach den Ergebnissen des vom Landkreis Peine in Auftrag gege-
benen Gutachtens und bittet hierzu um nähere Informationen. Er bemängelt zudem den Ab-
lauf des Verfahrens. Fast stündlich würden sich neue Erkenntnisse ergeben, die das Erstel-
len einer fundierten Beschlussvorlage durch den Kreistag erschweren würden. Durch diese 
vielen Änderungen und dem extremen Zeitdruck sei eine sachkundige und verantwortliche 
Entscheidung durch die KTA schwierig. Da noch viele Fragen offen seien, müssten noch 
etliche Verhandlungen geführt werden. Von einem abgewogenen Beschluss, dem die KTA 
aus tiefer Überzeugung zustimmen könnten, ohne sich dazu gedrängt zu fühlen, könne zum 
jetzigen Zeitpunkt keine Rede sein.
KTA Kramer dankt den KTA, die sich in den letzten Tagen und Wochen so intensiv mit den 
Unterlagen sowie den Fragen aus der Bevölkerung und von Seiten der Presse zum Thema 
beschäftigt hätten. Die fachlichen Informationen hätte sich die CDU-Kreistagsfraktion vorges-
tern von der Geschäftsführung des AKH und EKR Heiß geholt. Trotz aller vorherigen buch-
halterischen Misswirtschaft wolle die CDU-Kreistagsfraktion der neuen Geschäftsführung 
und dem Landrat den gewünschten großen Vertrauensvorschuss geben. Dies jedoch nicht 
um jeden Preis und unter allen Umständen.
Das Klinikum Peine sei nicht nur ein Gebäude und ein Betrieb, sondern eine auf Vertrauen 
basierende medizinische Dienstleistung und eine Daseinsvorsorge für die Bürgerinnen und 
Bürger im gesundheitlichen Notfall. Zudem sei es ein Ort mit hochqualifizierten Arbeitsplät-
zen für hochqualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Zum Erhalt der medizinischen 
Kompetenz sei bei den noch zu führenden Verhandlungen auch das Votum der Chefärzte 
und des Betriebsrates zu berücksichtigen, denn die fachliche Qualität des Peiner Klinikums 
zeige sich auch darin, dass es als Ausbildungs- und Lehrkrankenhaus für die MHH diene. 
Das Peiner Klinikum sei aber auch ein Wirtschaftsfaktor mit jährlichen Millionenaufträgen an 
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Handwerk und Handel in Stadt und Region und damit indirekt ein Garant für Steuereinnah-
men. Zudem sei es ein Standortvorteil für die Niederlassung von Unternehmen und auch für 
die Wohnortentscheidung von Neubürgerinnen und Neubürgern.
Nach Jahren der durchaus erfolgreichen Konsolidierung des Kreishaushaltes setze das ein-
geforderte finanzielle Engagement für das Peiner Klinikum erneut Maßstäbe mit erheblichen 
Risiken. Der Landkreis dürfe mittelfristig seine eigene finanzielle Leistungsfähigkeit nicht ge-
fährden. Positiv zu bewerten sei die angedeutete finanzielle Beteiligung durch die Stadt Pei-
ne. Doch der angebotene Einsatz reiche, so KTA Kramer, nicht aus. Die CDU Kreistagsfrak-
tion erwarte hier eine klare Aussage ohne unangemessene Forderungen nach Sperrminorität 
oder Vetorecht, um das bisher mühsam Verhandelte nicht wieder zu gefährden. Ob die Wirt-
schaftsberechnungen der Fachleute bis 2025 wirklich belastbar seien oder ob der Ernstfall 
nicht doch noch eintrete, werde erst die Zukunft zeigen. Betriebswirtschaftliche Versäumnis-
se, womöglich mit einem kriminellen Hintergrund, die hoffentlich noch rechtliche Auswirkun-
gen hätten, seien allerdings von anderen aufzuarbeiten.
Die CDU-Kreistagsfraktion werde dem vorliegenden Beschlussvorschlag zustimmen.

EKR Heiß erklärt hinsichtlich des vom Landkreis Peine beauftragten Gutachtens, dass ur-
sprünglich eine ganz andere zeitliche Taktung vorgesehen gewesen sei. Gerade im Hinblick 
auf die Haushaltsmittel des Landkreises sei geplant gewesen, dass der Gutachter nicht noch 
einmal alle Zahlen, Daten und Fakten für sich erfasse, sondern sein Gutachten auf dem S 6-
Gutachten fußen solle, das von zertifizierten Gutachtern erarbeitet werde. Basierend auf die-
sem S 6-Gutachten sollte dann eine Empfehlung des Landkreis-Gutachters erfolgen. Diese 
Taktung sei nun von den aktuellen Entwicklungen überholt worden.

KTA Belte erklärt, dass auch die Kreistagsfraktion PB/Piraten fest entschlossen sei, das Kli-
nikum zu erhalten, jedoch nicht um jeden Preis. Dabei werde, trotz vieler offener Fragen und 
der kurzfristig einberaumten Kreistagssitzung heute mit Entscheidungen unter Zeitdruck, für 
die Finanzlage des AKH aber immer nur der Handlungsspielraum für künftige Entscheidun-
gen gesehen. KTA Belte zeigt sich enttäuscht über die heutige Informations-, Finanz- und 
Sachlage. Die Finanzkrise des AKH bzw. des Peiner Klinikums hätte sich seit Ende 2018 gar 
nicht verändert. Damals seien für weitere Entscheidungen Untersuchungsergebnisse von 
zwei verschiedenen Gutachtern für das Frühjahr 2019 in Aussicht gestellt worden. Beide 
Gutachten würden dem Kreistag bisher jedoch nicht vorliegen. Trotzdem sei geplant, heute 
weitere Hilfsmittel zu beschließen, um das Klinikum Peine zu unterstützen. Laut KTA Belte 
werde es auch zukünftig  keine Synergieeffekte in der Zusammenarbeit mit Celle geben. Zu-
dem sei das Vertrauen zum AKH in der Kreistagsfraktion PB/Piraten in den letzten Monaten 
abhandengekommen.
Trotzdem werde die Kreistagsfraktion PB/Piraten dem Beschlussvorschlag mit den Punkten 
1 bis 3 zustimmen, um weitere Gespräch mit Celle zu ermöglichen.

KTA Schulz dankt zunächst Herrn Scharenberg von der Kreisverwaltung für die außerordent-
lich gute Beratung zu dieser Thematik. Sie bedankt sich zudem bei der Betriebsratsvorsit-
zenden Frau Leckelt für die geführten Gespräche. KTA Schulz empfiehlt in diesem Zusam-
menhang, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Klinikums bei anstehenden Veränderun-
gen mit einzubinden. KTA Schulz fragt sich, warum niemand etwas von den Missständen 
gemerkt hätte. Der Vertrauensverlust sei immens. Für KTA Schulz sei die Herauslösung des 
Klinikums Peine aus der AKH-Gruppe daher der richtige Weg. Sie dankt zudem Landrat Ein-
haus, EKR Heiß und Herrn Scharenberg für ihren verantwortungsvollen Einsatz zu dieser 
Thematik. Hinsichtlich der Fortführung der Verhandlungen mit Celle hätte sie volles Vertrau-
en in diese Personen.
Staatssekretär Scholz hätte bei seinem Besuch in Peine das Angebot einer Regel- und 
Grundversorgung für ca. 80.000 bis 90.000 Menschen am Klinikum Peine vorgeschlagen, 
insbesondere auch im Hinblick darauf, dass im Umfeld zahlreiche weitere Kliniken mit diver-
sen Angeboten vorhanden seien. Wichtig sei es, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Klinikums Peine aus dem ärztlichen und pflegerischen Bereich zu halten. Hinsichtlich der 
Schließung der Station für Frauenheilkunde betont KTA Schulz, dass die Frauen mit den 
Füßen abstimmen würden. Frauen hätten in der Vergangenheit oftmals nicht die Station für 
Frauenheilkunde am Klinikum Peine genutzt, da dort keine klinische und kinderärztliche 
Nachversorgung möglich sei. Dies sei aus ihrer Sicht nachvollziehbar.
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KTA Schulz erklärt, dass sie dem Beschlussvorschlag mit den Punkten 1 bis 3 zustimmen 
werde.

KTA Jakubowski teilt mit, dass auch die AfD-Kreistagsfraktion sich für einen Fortbestand des 
Klinikums Peine ausspreche. Dem Beschlussvorschlag mit den Punkten 1 bis 3 könne zuge-
stimmt werden, da dieser keinen Schnellschuss bedeute. Vielmehr würden mit Sinn und Au-
genmaß nun Schritte unternommen, die zielführend seien. KTA Jakubowski bedankt sich in 
diesem Zusammenhang herzlich bei der Kreisverwaltung für die bisher geleistete herausra-
gende Arbeit zu dieser Thematik.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Der Kreistag beschließt im Anschluss einstimmig folgenden geänderten Beschluss-
vorschlag:
1. Der 2. Nachtragshaushaltssatzung 2019 in Verbindung mit dem 2. Nachtrags- 
            haushaltsplan 2019 wird zugestimmt.
2. Die Frist für die Rückzahlung des Darlehens vom 27.12.2018 in Höhe von 
            2 Mio. € wird daher auf den 31.01.2025 verlängert.
3. Der Klinikum Peine gGmbH wird entsprechend der Konditionen des ersten 
            Liquiditätskredites vom 27.12.2018 ein weiteres Liquiditätsdarlehen in Höhe  
            von 2 Mio. € gewährt, welches in einer Summe zum 31.01.2025 rückzahlbar ist. 
            Auszahlungstag ist spätestens der 18. Juni 2019.

Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig
Ja-Stimmen: 39 Nein-Stimmen: - Enthaltung/en: -

5 . Bericht des Landrates
Es erfolgt kein Bericht des Landrates.

6 . Anfragen und Anregungen
Es gibt keine Anfragen und Anregungen.

Hartmut Marotz Franz Einhaus Katja Schröder
Kreistagsvorsitz Landrat Protokollführung
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